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Gesetz 
für die Übergangsphase nach dem Austritt 

des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Brexit-Übergangsgesetz des Landes Nordrhein­

Westfalen - BrexitÜG NRW) 
Vom 26. Februar 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
für die Übergangsphase nach dem Austritt 

des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland aus der Europäischen Union 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Brexit-Übergangsgesetz desJ,andes Nordrhein­

Westfalen - BrexitUG NRW) 

§1 
Übergangsregelung 

Während des Übergangszeitraums gemäß Teil Vier des 
Abkommens über den Austritt des Vereinigten König­
reichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäi­
schen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
[einsetzen: Fundstelle des Abkommens] gilt vorbehaltlich 
der in § 2 genannten Ausnahmen im Landesrecht das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
als Mitgliedstaat der Europäischen Union und der Euro­
päischen Atomgemeinschaft. Der Minister für Bundes­
und Europaangelegenheiten sowie Internationales gibt 
einen Beschluss nach Artikel 132 Absatz 1 des Abkom­
mens über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 
Union und der Europäischen Atomgemeinschaft sowie 
das Ende des sich nach diesem Beschluss ergebenden 
Verlängerungszeitraums im Gesetz- und Verordnungs­
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt. 

§2 
Ausnahmen 

Von § 1 ausgenommen sind § 7 des Kommunalwahlgeset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), § 65 Absatz 2 Satz 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), § 44 Absatz 2 Satz 1 der Kreis­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 646) jeweils in der jeweils geltenden Fassung und alle 
übrigen Bestimmungen des Landesrechts, welche die in 
Artikel 127 Absatz 1, 4, 5 und 7 des Abkommens über 
den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland aus der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft genannten Ausnahmen 
umsetzen oder durchführen. 

§3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt an dem Tag in Kraft, an dem das Ab­
kommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 
Union und der Europäischen Atomgemeinschaft in Kraft 
tritt. Der Minister für Bundes- und Europaangelegenhei­
ten sowie Internationales gibt den Tag des Inkrafttretens 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord­
rhein-Westfalen bekannt. 

Düsseldorf, den 26. Februar 2019 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 

Flüchtlinge und Integration 

Und den Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie und 

Yvonne G e b a u e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Zugleich für den Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 

Ina Scharrenbach 

Der Minister der Justiz 

Zugleich für den Minister des Innern 

Peter B i e s e n b a c h 

Der Minister für Verkehr 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula He in e n - E s s er 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pfeif f er - Po e n s gen 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Zugleich für den Minister der Finanzen 

Dr. Stephan H o 1 t h o f f - P f ö r t n e r 
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Verordnung 
zur Änderung der Polizei-Heilfürsorgeverordnung 

Vom 8. Februar 2019 

Auf Grund des § 112 Absatz 2 Satz 4 des Landesbeam­
tengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 
S. 642) verordnet des Ministerium des Innern im Einver­
nehmen mit dem Ministerium der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Polizei-Heilfürsorgeverordnung vom 9. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 812), die durch Artikel 8 der Verord­
nung vom 27. Juni 2014 (GV. NRW. S. 376) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „113" wird durch die Angabe „112" 
ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Anspruch auf freie Heilfürsorge bleibt auch 
bei einer anerkannten dauerhaften Polizeidienst­
unfähigkeit erhalten, solange der Polizeivollzugs­
beamte als Polizeivollzugsbeamter besoldet wird." 

2. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 Nummer 1 werden nach dem Wort „Ge­
sundheitsfürsorge" die Wörter ,,, einschließlich der 
Standardimpfungen gemäß aktuellem Impfkalen­
der der ständigen Impfkommission (STIKO) und 
deren Auffrischungen" eingefügt. 
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